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45. Jahrgang Nr. 6

Bekanntmachung des Landkreises Uelzen

2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung  
des Landkreises Uelzen vom 13. Dezember 2011

Der Kreistag des Landkreises Uelzen hat in seiner Sitzung am  
15. März 2016 gemäß der §§ 10 ff. des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 
(Nds. GVBl. S. 576) folgende Satzung beschlossen:

Artikel 1 

Die Hauptsatzung des Landkreises Uelzen vom 13. Dezember 
2011 wird wie folgt geändert: 

§ 8 Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt neu gefasst: 

„Zeit, Ort und Tagesordnung einer jeden öffentlichen oder nicht-
öffentlichen Sitzung des Kreistages, des Kreisausschusses, der 
Ausschüsse des Kreistages, der Ausschüsse nach besonderen 
Rechtsvorschriften, der Betriebsausschüsse der Eigenbetriebe 
und des Beirates für Menschen mit Behinderungen im Landkreis 
Uelzen im Internet im „Bürgerinformationssystem des Landkreises 
Uelzen“ sowie daneben Zeit, Ort und Tagesordnung einer jeden 
öffentlichen Sitzung der vorgenannten Gremien in der „Allgemei-
ne Zeitung der Lüneburger Heide“, “ 

Artikel 2 

Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach Ablauf des Tages in 
Kraft, an dem sie verkündet wird.

Uelzen, den 16. März 2016

Der Landrat     (Dienstsiegel)
gez. (Dr. Blume)

Bekanntmachung der Städte, Samtgemeinden
und Gemeinden

7. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt 
Uelzen

Auf Grund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. 
GVBl. S. 576) in der zur Zeit geltenden Fassung hat der Rat der 
Stadt Uelzen in seiner Sitzung am 14. März 2016 folgende 7. Sat-
zung zur Änderung der Hauptsatzung vom 22. September 1997 
beschlossen:

1. 

Die Bezeichnung der Satzung erhält folgenden Wortlaut: „Haupt-
satzung der Hansestadt Uelzen“
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2. 

In § 1 Absatz 1 wird das Wort „Stadt“ durch das Wort „Hanse-
stadt“ ersetzt.
In § 2 Absatz 3 wird das Wort „Stadt“ durch das Wort „Hanse-
stadt“ ersetzt.

3.

Die 7. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Uelzen 
tritt am 18. April 2016 in Kraft.

Uelzen, den 14. März 2016

StaDt UeLzen
(Jürgen Markwardt)
Bürgermeister

Haushaltssatzung des Gebäudemanagements  
Uelzen/Lüchow-Dannenberg  
für das Haushaltsjahr 2016

Aufgrund des § 112 ff. des Nieds. Kommunalverfassungsge-
setzes in der zur Zeit gültigen Fassung hat der Verwaltungsrat 
des Gebäudemanagements Uelzen/Lüchow-Dannenberg in sei-
ner Sitzung am 19. Januar 2016 folgende Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2016 beschlossen: 

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird

1. im Ergebnishaushalt    
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag    

1.1 der ordentlichen Erträge auf 15.983.500,00 €
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 15.983.500,00 €
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0,00 €
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0,00 €
     
2. im Finanzhaushalt    
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag    

2.1 der Einzahlungen aus laufender   
 Verwaltungstätigkeit 15.969.300,00 €
2.2 der Auszahlungen aus laufender 
 Verwaltungstätigkeit 15.909.600,00 €
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 0,00 €
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 66.500,00 €
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  0,00 €
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  0,00 €
festgesetzt.     
     
Nachrichtlich: Gesamtbetrag      
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 15.969.300,00 €
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 15.976.100,00 €

§ 2

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
werden nicht veranschlagt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4

Liquiditätskredite werden nicht beansprucht.

Uelzen, 19. Januar 2016

„Gebäudemanagement Uelzen/Lüchow-Dannenberg“
Der Vorstand

  Manfred Knaak Manfred Schrodt

Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der 

zZt. geltenden Fassung im Anschluss an die Verkündung der 
Haushaltssatzung für den Zeitraum von sieben Tagen zur öf-
fentlichen Einsicht im Rathaus (Bürgeramt) in Uelzen; Herzogen-
platz 2; 29525 Uelzen und im Kreishaus (Gebäudemanagement) 
in Lüchow; Königsberger Str. 10; 29439 Lüchow während der 
Dienststunden aus.

Lüchow, 22. März 2016

„Gebäudemanagement Uelzen/Lüchow-Dannenberg“
Der Vorstand

  Manfred Knaak Manfred Schrodt

I. Haushaltssatzung des  
Eigenbetriebes Gebäudewirtschaft Stadt Uelzen  

für das Haushaltsjahr 2016

Aufgrund der §§140, 178 i. Verb. m. §112  des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes  hat der Rat der Stadt Uelzen in 
der Sitzung am 18.01.2016 folgende Haushaltssatzung beschlos-
sen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird

1. im Ergebnishaushalt
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf 7.216.800 Euro
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 7.229.100 Euro
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 Euro

2. im Finanzhaushalt
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen auf 11.981.800 Euro
2.2 der Auszahlungen auf 12.506.200 Euro
festgesetzt;

von den Einzahlungen und Auszahlungen entfallen
2.1.1 auf Einzahlungen aus laufender   
  Verwaltungstätigkeit 6.392.900 Euro
2.2.1 auf Auszahlungen aus laufender   
  Verwaltungstätigkeit 6.495.700 Euro
2.1.2 auf Einzahlungen für Investitionen 0 Euro
2.2.2 auf Auszahlungen für Investitionen 5.364.900 Euro

2.1.3 auf Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 5.588.900 Euro
2.2.3 auf Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 645.600 Euro

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inve-
stitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf  5.588.900 Euro festgesetzt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2016 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 1.000.000 Euro festgesetzt.

Uelzen, 19. Januar 2016

Markwardt
Bürgermeister

Die vorstehende Haushaltssatzung ist vom Landkreis Uelzen un-
ter dem Aktenzeichen 20-006/35/33f (EB-GW 2016) am 17. ;ärz 
2016 genehmigt worden.



– 33 –

Der Haushalt liegt gemäß § 114 Abs. 2 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungs-gesetzes (NKomVG) vom Tage der Be-
kanntmachung an während der Zeit von 7 Arbeitstagen zur öf-
fentlichen Einsicht aus während der Dienststunden im Raum 1.05 
bei den Betrieblichen Diensten Stadt Uelzen, Bartholomäiwiesen 
2 und im Bürgeramt im Rathaus Uelzen.

Uelzen, den 21. März 2016

Markwardt 
Bürgermeister

1. Satzung zur Änderung der Flohmarktsatzung  
der Stadt Uelzen

Aufgrund der §§ 10, 11, 58 des Nds. Kommunalverfassungsge-
setzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 756) 
in der zur Zeit geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Uelzen 
in seiner Sitzung am 14. März 2016 folgende Änderung der Floh-
marktsatzung beschlossen.

Artikel 1

Die Flohmarktsatzung der Stadt Uelzen wird wie folgt geändert:
§ 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: „(2) Der Flohmarkt findet in 
der Stadt Uelzen im Bereich rund um den Schnellenmarkt statt. 
Die genaue Begrenzung ist aus den Absperrungen ersichtlich“

Artikel 2

Die Satzung zur Änderung der Flohmarktsatzung tritt mit dem 
Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 

Uelzen, den 22. März 2016

StaDt UeLzen     (L.S.)
(Markwardt)
Der Bürgermeister

Bekanntmachung 
Genehmigung der 37. Änderung  

des Flächennutzungsplans der Samtgemeinde 
Rosche, OT Göddenstedt und OT Stoetze

Der Landkreis Uelzen hat mit Verfügung Az: 63/44/02/37 vom  
9. März 2016 die 37. Änderung des Flächennutzungsplanes ge-
nehmigt.

Die Lage des Plangebietes ist dem Kartenausschnitt zu entneh-
men.

Verkleinerung der ALK

Jedermann kann die 37. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Samtgemeinde Rosche einschließlich der Begründung mit 
Umweltbericht und der zusammenfassenden Erklärung im Rat-
haus der Samtgemeinde Rosche, Zimmer 1.12, Lüchower Straße 
15, 29571 Rosche, während der Öffnungszeiten einsehen und 
über deren Inhalt Auskunft verlangen.
Es wird gemäß § 215 Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) da-
rauf hingewiesen, dass Verletzungen der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
1 bis 3 (BauGB) bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften 
und der nach § 214 Abs. 3 Satz 2 (BauGB) beachtlichen Mängel 
des Abwägungsvorgangs unbeachtlich sind, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegen-
über der Samtgemeinde Rosche geltend gemacht worden sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung von Vorschriften oder den 
Mangel des Abwägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen.

Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Uelzen 
wird die 37. Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtge-
meinde Rosche, OT Göddenstedt und OT Stoetze wirksam. 

Rosche, den 15. März 2016

SaMtgeMeinDe RoSche
Der Samtgemeindebürgermeister 
h. Rätzmann

Haushaltssatzung der Gemeinde Wrestedt  
für das Haushaltsjahr 2016

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) in der z. Zt. gültigen Fassung hat der 
Rat der Gemeinde Wrestedt in der Sitzung am 26. Januar 2016 
folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan wird festgesetzt für das Haushaltsjahr 2016

1. im Ergebnishaushalt
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
1.1 der ordentlichen Erträge auf 4.743.166 €
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 4.743.166 €
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 €
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 €

2. im Finanzhaushalt
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
2.1 der Einzahlungen auf 4.637.150 €
2.2 der Auszahlungen auf 4.478.436 €
festgesetzt; 
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von den Einzahlungen und Auszahlungen entfallen
2.1.1 auf Einzahlungen aus laufender   
  Verwaltungstätigkeit 4.472.150 €
2.2.1 auf Auszahlungen aus laufender   
  Verwaltungstätigkeit 4.247.790 €
2.1.2 auf Einzahlungen für Investitionen 165.000 €
2.2.2 auf Auszahlungen für Investitionen 45.000 €
2.1.3 auf Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 €
2.2.3 auf Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 185.646 €

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inve-
stitionen und Investitionsmaßnahmen wird festgesetzt auf 0 €

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird fest-
gesetzt auf 0 €

§ 4

Der Höchstbetrag der Liquiditätskredite, die zur rechtzeitigen Lei-
stung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird 
festgesetzt auf 500.000 €

§ 5

Die Steuersätze für Gemeindesteuern werden wie folgt festge-
setzt:

Grundsteuer A   
für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 440 v. H.
Grundsteuer B für Grundstücke 420 v. H.
Gewerbesteuer 390 v. H.

Wrestedt, 26. Januar 2016
L. S.
gez. harald Benecke
gemeindedirektor

Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 NKomVG in der z. 
Zt. geltenden Fassung vom Tage nach der Bekanntmachung an 
während der Zeit von 7 Arbeitstagen zur öffentlichen Einsicht im 
Rathaus der Samtgemeinde Aue in Wrestedt, Langdoren 4, Zim-
mer 17 während der Dienststunden aus.

Wrestedt, den 10. März 2016

gez. harald Benecke
gemeindedirektor

1. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung  
der Gemeinde Bienenbüttel

Auf Grund der §§ 12 Absatz 1 und 58 Absatz 1 Nr. 5 des Nie-
dersächsischen Kommunal-verfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), in der zur Zeit geltenden 
Fassung,  hat der Rat der Gemeinde Bienenbüttel in seiner Sit-
zung am 9. Dezember 2015 folgende Änderungssatzung zur 
Hauptsatzung beschlossen:

§ 1

Es wird ein neuer Paragraf 4a eingeführt:

„§ 4a Ortsteilvorsteherinnen / Ortsteilvorsteher  
für die Ortschaft Bienenbüttel

(1) Für die Ortschaft Bienenbüttel werden vier Ortsteilvorstehe-
rinnen oder Ortsteilvorsteher bestellt.

 1.  Der Bezirk „Bienenbüttel-West“ umfasst die Straßen:
    Am Heidberg,  Am Krummbach, Badweg, Drosselweg, Eit-

zener Kirchsteig, Georgstraße, Heinrichstraße, Königsber-
ger Straße, Kreuzkämpe,Küsterberg, Lerchenweg, Lührs 
Koppel, Memeler Straße, Neue Straße, Schützenallee, Stille 
Heide, Waldstraße, Weite Welt.

 2. Der Bezirk „Bienenbüttel- Mitte“ umfasst die Straßen:
    Ahornweg, Am Bleeken, An den Fischteichen, Bahnhofstra-

ße Birkenweg, Ebstorfer Straße, Ilmenaustraße, Im Win-
kel, Kirchplatz, Kurze Straße, Ladestraße, Lindenstraße, 
Marktplatz, Marktstraße, Mühlenweg (westlich des Mühlen-
baches), Niendorfer Straße (südlich der Ilmenau), Schmie-
deweg, Tannenweg, Twiete, Uferstraße.

 3. Der Bezirk „Bienenbüttel-Nord“ umfasst die Straßen:
    An der Findorfsmühle, Brandenburger Weg, Grenzweg, 

Himmelsberg, Hohnstorfer Straße, Kräutergarten, Mistel-
bachweg, Niendorfer Straße (nördlich der Ilmenau), Ost-
preußenweg, Pastorenkoppel, Pommernweg, Schlesier-
weg, Vierenbachsweg. 

 4. Der Bezirk „Bienenbüttel- Ost“ umfasst die Straßen:
    Am Bruch, Am Feuerwehrhaus, Am Hang, Am Klaepenberg, 

Am Paschberg, Bergstraße, Im Grund, Mühlenweg (östlich 
des Mühlenbaches), Poststraße, Rübenbaum,  Sandweg, 
Schwarzer Berg, Talstraße, Uelzener Straße, Wiesenweg, 
Wilhelmshöhe.

(2) Für die Ortsteilvorsteherinnen oder Ortsteilvorsteher gilt § 4 
Abs. 2 und 3 entsprechend.“

§ 2

Die Bestellung der Ortsteilvorsteherinnen oder Ortsteilvorsteher 
erfolgt erstmalig ab dem 1. November 2016.

§ 3

Diese Satzungsänderung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft.

Bienenbüttel, dem 7. Januar 2016

Der Bürgermeister    Siegel
Dr. Franke

Haushaltssatzung 2016 der Gemeinde Gerdau

Aufgrund der §§ 58 und 112 ff. des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetztes (NKomVG) in der z.Zt. geltenden 
Fassung hat der Rat der Gemeinde Gerdau in der Sitzung vom  
14. Dezember 2015 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan wird für das Haushaltsjahr 2016 festgesetzt

1. im Ergebnishaushalt
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf 1.789.600 EUR
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 1.789.600 EUR
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 EUR
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 EUR

2. im Finanzhaushalt
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1     der Einzahlungen auf 1.485.000 EUR
2.2     der Auszahlungen auf 2.068.100 EUR
festgesetzt. 

Von den Einzahlungen und Auszahlungen entfallen
2.1.1  auf Einzahlungen aus laufender   

Verwaltungstätigkeit 1.482.200 EUR
2.2.1  auf Auszahlungen aus laufender   

Verwaltungstätigkeit 1.683.700 EUR
2.1.2 auf Einzahlungen für Investitionen 2.800 EUR
2.2.2 auf Auszahlungen für Investitionen 373.000 EUR
2.1.3 auf Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  0 EUR
2.2.3 auf Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 11.400 EUR
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§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investi-
tionen und Investitionsmaßnahmen wird auf 0 EUR festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird fest-
gesetzt auf 0 EUR.

§ 4

Der Höchstbetrag der Liquiditätskredite, die zur rechtzeitigen Lei-
stung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird 
festgesetzt auf 361.200 EUR.  

§ 5

Die Steuerhebesätze der Gemeinde Gerdau werden wie folgt 
festgesetzt:
 Grundsteuer A   360 v.H.
 Grundsteuer B   360 v.H.
 Gewerbesteuer   360 v.H.

§ 6

Für die Befugnis des Bürgermeisters, über- und außerplanmä-
ßigen Ausgaben nach § 117 NKomVG zuzustimmen, gelten Aus-
gaben bis zur Höhe von 1.800 EUR als unerheblich.

Gerdau, den 14. Dezember 2015
 
Stefan Kleuker
Bürgermeister

Die vorstehende Haushaltssatzung ist vom Landkreis Uelzen un-
ter dem Aktenzeichen 20-006/09 (2016) am 10. März 2016 zur 
Kenntnis genommen worden. Zu den genehmigungspflichtigen 
Teilen wurde die kommunalaufsichtsbehördliche Genehmigung 
erteilt. 

Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der z.Zt. 
geltenden Fassung vom Tage nach der Bekanntmachung an 
während der Zeit von 7 Arbeitstagen zur öffentlichen Einsicht im 
Rathaus in Suderburg während der Dienststunden aus.

Haushaltssatzung 2016 der Gemeinde Eimke

Aufgrund der §§ 58 und 112 ff. des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der z.Zt. geltenden 
Fassung hat der Rat der Gemeinde Eimke in der Sitzung vom  
15. Dezember 2015 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan wird für das Haushaltsjahr 2016 festgesetzt

1. im Ergebnishaushalt
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
1.1 der ordentlichen Erträge auf 789.400 EUR
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 789.400 EUR
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 EUR
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 EUR

2. im Finanzhaushalt
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
2.1 der Einzahlungen auf 762.100 EUR
2.2 der Auszahlungen auf 771.400 EUR
festgesetzt. 
Von den Einzahlungen und Auszahlungen entfallen
2.1.1 auf Einzahlungen aus laufender   
 Verwaltungstätigkeit 754.400 EUR
2.2.1 auf Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  
 49.600 EUR

2.1.2 auf Einzahlungen für Investitionen 7.700 EUR
2.2.2 auf Auszahlungen für Investitionen 18.000 EUR
2.1.3 auf Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 EUR
2.2.3 auf Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 3.800 EUR

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investi-
tionen und Investitionsmaßnahmen wird auf 0 EUR festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird fest-
gesetzt auf 0 EUR.

§ 4

Der Höchstbetrag der Liquiditätskredite, die zur rechtzeitigen Lei-
stung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird 
festgesetzt auf 74.500 EUR.

§ 5

Die Steuerhebesätze der Gemeinde Eimke werden wie folgt fest-
gesetzt:
 Grundsteuer A   390 v.H.
 Grundsteuer B   390 v.H.
 Gewerbesteuer   370 v.H.

§ 6

Für die Befugnis des Bürgermeisters, über- und außerplanmäßige 
Ausgaben nach § 117 NKomVG zuzustimmen, gelten Ausgaben 
bis zur Höhe von 1.500 EUR als unerheblich.

Eimke, den 15. Dezember 2015

Dirk-Walter amtsfeld
Bürgermeister

Die vorstehende Haushaltssatzung ist vom Landkreis Uelzen un-
ter dem Aktenzeichen 20-006/07 (2016) am 10. März 2016 zur 
Kenntnis genommen worden. Die Satzung enthält keine geneh-
migungspflichtigen Teile.
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der z.Zt. 
geltenden Fassung vom Tage nach der Bekanntmachung an 
während der Zeit von 7 Arbeitstagen zur öffentlichen Einsicht im 
Rathaus in Suderburg während der Dienststunden aus.

1. Nachtragshaushaltssatzung 2016  
der Gemeinde Eimke

Aufgrund des § 115 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBL 
S. 576)  in der z.Zt. geltenden Fassung hat der Rat der Gemeinde 
Eimke in der Sitzung am 25. Januar 2016 folgende Nachtrags-
haushaltssatzung beschlossen:
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§ 1

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 

die bisherigen 
festgesetzten 

Gesamt-beträge
–Euro-

erhöht 
um

-Euro-

vermindert 
 um

-Euro-

und damit der 
Gesamtbetrag 

des 
Haushaltsplans 
einschließlich. 
der Nachträge 
festgesetzt auf

-Euro-

1 2 3 4 5

Ergebnishaushalt

ordentliche Erträge 789.400 51.100 840.500

ordentliche Aufwendungen 789.400 51.100 840.500

außerordentliche Erträge 0 0

außerordentliche Aufwendungen 0 0

Finanzhaushalt

Einzahlungen aus laufender Verw.tätigkeit 754.400 754.400

Auszahlungen aus laufender Verw.tätigkeit 749.600 51.100 800.700

Einzahlungen für Investitionstätigkeit 7.700 7.700

Auszahlungen für Investitionstätigkeit 18.000 18.000

Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 0

Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 3.800 3.800

Nachrichtlich:

Gesamtbetrag der Einzahlungen des Finanzhaus-
halts

762.100 762.100

Gesamtbetrag der Auszahlungen des Finanzhaus-
halts

771.400 51.100 822.500

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inve-
stitionen und Investitionsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird 
nicht geändert.

§ 3

Der bisherige Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen 
wird nicht geändert.

§ 4

Der bisherige Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite bean-
sprucht werden dürfen, wird nicht geändert.

§ 5

Die Steuerhebesätze der Gemeinde Eimke werden nicht geän-
dert.

§ 6

Die Befugnis des Bürgermeisters, über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben nach § 117 NKomVG zuzustimmen, wird nicht geän-
dert.

Eimke, den 25. Januar 2016

Dirk-Walter amtsfeld
Bürgermeister

Die vorstehende erste Nachtragshaushaltssatzung ist vom 
Landkreis Uelzen unter dem Aktenzeichen 20-006/07 (2016) am  
10. März 2016 zur Kenntnis genommen worden. Die Satzung ent-
hält keine genehmigungspflichtigen Teile.

Der Nachtragshaushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 des Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der 

z.Zt. geltenden Fassung vom Tage nach der Bekanntmachung an 
während der Zeit von 7 Arbeitstagen zur öffentlichen Einsicht im 
Rathaus in Suderburg während der Dienststunden aus.

Haushaltssatzung der Gemeinde Stoetze für das 
Haushaltsjahr 2016

Aufgrund § 112 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) in der zur Zeit gültigen Fassung hat der Rat der Ge-
meinde Stoetze in seiner Sitzung am 6. November 2015 folgende 
Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird 

1. Im Ergebnishaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
 1.1 der ordentlichen Erträge auf 61.500.00 €
 1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 461.500.00 €

 1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0.00 €
 1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0.00 €

2. Im Finanzhaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

 2.1 der Einzahlungen auf 841.000.00 €
 2.2 der Auszahlungen auf 1.016.700.00 €
festgesetzt;
von den Einzahlungen und Auszahlungen entfallen 

 2.1.1 auf Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit
 441.000.00 €
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 2.2.1 auf Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit
 416.700.00 €

 2.1.2 auf Einzahlungen für Investitionen 400.000.00 €
 2.2.2 auf Auszahlungen für Investitionen 600.000.00 €

 2.1.3 auf Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0.00 €
 2.2.3 auf Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 0.00 €

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inve-
stitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf 0.00 € festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 
0.00 € festgesetzt. 

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2016 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 73.000.00 € festgesetzt. 

§ 5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2016
 wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer 
1.1 Für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe
 (Grundsteuer A) 360 v.H.
1.2 Für die Grundstücke
 (Grundsteuer B) 360 v.H.

2. Gewerbesteuer 360 v.H.

Stoetze, den 11. November 2015

(Musik) 
gemeindedirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
Die Haushaltssatzung 2016 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
Eine Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbe-
hörde ist nicht erforderlich.
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 14. April 2016 bis 
zum 22. April 2016 zur öffentlichen Einsicht im Rathaus in Rosche, 
im Zimmer 1.15, während der allgemeinen Öffnungszeiten aus.

Stoetze, den 24. März 2016

(Musik)
gemeindedirektor

Satzung über die Erhebung 
von Beiträgen nach § 6 NKAG für straßenbauliche 

Maßnahmen in der Gemeinde Wriedel

Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Dezember 2014 (Nds. GVBl. 
S. 434) und des § 6 des Niedersächsischen Kommunalabgabenge-
setzes (NKAG) in der Fassung vom 23. Januar 2007 (Nds.GVBl. S. 
41) zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBl. 
S. 279) hat der Rat der Gemeinde Wriedel in seiner Sitzung vom 
folgende Satzung beschlossen:

§ 1 
Beitragsfähige Maßnahmen

(1) Zur teilweisen Deckung seines Aufwandes für die Herstellung, 

Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung seiner öffentlichen 
Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Einrichtungen) erhebt die 
Gemeinde Wriedel – sofern Erschließungsbeiträge nach den §§ 
127 ff BauGB nicht erhoben werden können – nach Maßgabe 
dieser Satzung Beiträge von den Grundstückseigentümern, de-
nen die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser öffentlichen 
Einrichtungen besondere wirtschaftliche Vorteile bietet.

(2) Zu den öffentlichen Einrichtungen gehören auch die aus tat-
sächlichen oder rechtlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen 
nicht befahrbaren Wohnwege und die anderen Straßen im 
Außenbereich, die die Gemeinde für den öffentlichen Verkehr 
gewidmet hat (§ 47 Nr. 3 NStrG).

(3) Die Gemeinde ermittelt den beitragsfähigen Aufwand jeweils 
für die einzelne Ausbaumaßnahme. Er kann den Aufwand 
auch hiervon abweichend für bestimmte Teile einer Maßnah-
me (Aufwandsspaltung) oder für einen selbständig nutzbaren 
Abschnitt einer Maßnahme (Abschnittsbildung) gesondert er-
mitteln.

(4) Inhalt und Umfang der beitragsfähigen Maßnahmen werden 
durch das Bauprogramm bestimmt. Das Bauprogramm wird 
durch die Gemeinde formlos festgelegt.

§ 2 
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes

Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten

1. für den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten und Er-
werbsnebenkosten) der für die Herstellung, Erweiterung, Ver-
besserung oder Erneuerung der öffentlichen Einrichtungen 
benötigten Grundflächen; dazu gehört auch der Wert der von 
der Gemeinde hierfür aus seinem Vermögen bereitgestellten 
Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung;

2. für die Freilegung der Fläche;

3. für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneue-
rung der Fahrbahn mit Unterbau und Decke sowie für not-
wendige Erhöhungen und Vertiefungen einschließlich der 
Anschlüsse an andere Straßen sowie Aufwendungen und Er-
satzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus;

4. für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneue-
rung von

 a) Randsteinen und Schrammborden,
 b) Rad- und Gehwegen,
 c) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,
 d) niveaugleichen Mischflächen,
 e) Beleuchtungseinrichtungen,
 f) Rinnen- und andere Einrichtungen
   für die Oberflächenentwässerung der öffentlichen
   Einrichtungen,
 g) Böschungen, Schutz- und Stützmauern,
 h) Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten
  und Bushaltestellen) und Grünanlagen soweit sie
  Bestandteil der öffentlichen Einrichtungen sind;

5. für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneu-
erung von Wegen, Plätzen und Fußgängerzonen in entspre-
chender Anwendung von Nr. 3;

6. der Fremdfinanzierung;

7. die zum Ausgleich oder zum Ersatz eines durch eine beitragsfä-
hige Maßnahme bewirkten Eingriffs in Natur und Landschaft zu 
erbringen sind;

8. der Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung,

9. für die vom Personal der Gemeinde für Maßnahmen nach § 1 
Abs. 1 zu erbringenden Werk- und Dienstleistungen.
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§ 3 
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

(1) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Ko-
sten ermittelt.

(2) Der Aufwand für

 1. Böschungen, Schutz- und Stützmauern,

 2. Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,

 3. Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus,

wird den Kosten der Fahrbahn zugerechnet.

§ 4 
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Aufwand

(1) Die Gemeinde trägt zur Abgeltung des sich für die Allgemein-
heit aus der Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung er-
gebenden besonderen Vorteils von dem beitragsfähigen Auf-
wand den sich aus Abs. 2 ergebenden Anteil. Den übrigen Teil 
des beitragsfähigen Aufwandes tragen die Beitragspflichtigen 
und die Gemeinde soweit er Eigentümer oder Erbbauberech-
tigter eines berücksichtigungspflichtigen Grundstücks ist.

(2) Der zur Abgeltung der Inanspruchnahme der öffentlichen Ein-
richtung durch die Allgemeinheit auf die Gemeinde entfallende 
Anteil am beitragsfähigen Aufwand beträgt:

1. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem Anlie-
gerverkehr dienen, sowie bei verkehrsberuhigten Wohnstra-
ßen 25 v.H.,

2. bei öffentlichen Einrichtungen mit starkem innerörtlichen Ver-
kehr

 a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheits-
streifen sowie Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
Radwege, Busbuchten und Bushaltestellen 60 v.H.,

 b) für kombinierte Rad- und Gehwege 50 v.H.,
 c) für Gehwege, Randsteine und Schrammborde,
  sowie für Grünanlagen als Bestandteil
  der öffentlichen Einrichtung 35 v.H.,
 d) für Beleuchtungseinrichtungen sowie Einrichtungen zur 

Straßenentwässerung 50 v.H.,
 e) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne Busbuchten und 

Bushaltestellen 30 v.H.,
 f) für niveaugleiche Mischflächen 50 v.H.,

3. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend  dem Durch-
gangsverkehr dienen,

 a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheits-
streifen sowie Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
Radwege,  Busbuchten und Bushaltestellen 70 v.H.,

 b) für kombinierte Rad- und Gehwege 60 v.H.,
 c) für Gehwege, Randsteine und Schrammborde, sowie für 

Grünanlagen als Bestandteil der öffentlichen Einrichtung
 45 v.H.,

 d) für Beleuchtungseinrichtungen sowie Einrichtungen zur 
Straßenentwässerung 60 v.H.,

 e) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne Busbuchten und 
Bushaltestellen 40 v.H.,

4. bei Gemeindestraßen im Sinne von § 47 Nr. 3 NStrG,
 a) die überwiegend dem Anliegerverkehr dienen 25 v.H.,
 b) die dem Anliegerverkehr und dem sonstigen
  Verkehr dienen 60 v.H.,

5. bei Fußgängerzonen 30 v.H..

(3) Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts an-
deres bestimmt hat, zunächst zur Deckung der Anteile der 
Gemeinde zu verwenden.

(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall vor Entstehen der sachlichen 
Beitragspflichten durch eine ergänzende Satzung von den An-
teilen nach Abs. 2 abweichen, wenn wichtige Gründe für eine 
andere Vorteilsbemessung sprechen.

§ 5 
Verteilung des umlagefähigen Ausbauaufwands

(1) Der umlagefähige Ausbauaufwand wird auf die Grundstücke 
verteilt, von denen aus die Möglichkeit der Inanspruchnah-
me der ausgebauten öffentlichen Einrichtung oder eines be-
stimmten Abschnitts von ihr besteht (berücksichtigungspflich-
tige Grundstücke). Die Verteilung des Aufwandes auf diese 
Grundstücke erfolgt im Verhältnis der Nutzflächen, die sich für 
diese Grundstücke aus der Vervielfachung der maßgeblichen 
Grundstücksfläche mit dem nach den §§ 6 und 7 maßgeb-
lichen Nutzungsfaktor ergeben.

(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt 
des Grundstücks im bürgerlich-rechtlichen Sinn. Soweit Flä-
chen berücksichtigungspflichtiger Grundstücke baulich oder 
gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des Nut-
zungsfaktors nach § 6. Für die übrigen Flächen – einschließ-
lich der im Außenbereich liegenden Teilflächen jenseits einer 
Bebauungsplangrenze, der Grenze einer Satzung nach § 34 
Abs. 4 BauGB oder einer Tiefenbegrenzungslinie - richtet sich 
die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 7.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücksichti-
gungspflichtigen Grundstücken,

1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Be-
bauungsplanes und mit der Restfläche innerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, die Gesamtfläche 
des Grundstücks;

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbe-
reich hinaus-

 reichen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes;

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen 
und bei Grundstücken, die über die Grenzen einer solchen 
Satzung hinausreichen, die Fläche im Satzungsbereich;

4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 
4 BauGB besteht,

 a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang be-
bauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche 
des Grundstücks,

 b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 
BauGB) und teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) lie-
gen, die Fläche zwischen der öffentlichen Einrichtung und 
einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m 
zu ihr verläuft; 

5. die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 lit. b) ergebenden 
Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die 
Fläche zwischen der öffentlichen Einrichtung und einer Linie 
hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand verläuft, der der 
übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung ent-
spricht;

(4) Bei berücksichtigungspflichtigen Grundstücken, die

1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer 
Weise nutzbar sind (z.B. Friedhöfe, Sport und Festplätze, 
Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils so genutzt werden,

 oder
2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen 

oder wegen entsprechender Festsetzungen in einem Bebau-
ungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (landwirtschaft-
liche Nutzung),
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ist die Gesamtfläche des Grundstücks bzw. die Fläche des Grund-
stücks zugrunde zu legen, die von den Regelungen in Abs. 3 nicht 
erfasst wird.

§ 6 
Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke pp.

(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungspflich-
tigen Grundstücken, die baulich oder gewerblich nutzbar sind, 
wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt.

Dabei gelten als Vollgeschoss alle Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind. Kirchengebäude 
und Biogasanlagen werden stets wie eine Bebauung mit einem 
Vollgeschoss behandelt. Besteht im Einzelfall wegen der Beson-
derheiten des Bauwerks in ihm kein Vollgeschoss i.S der Landes-
bauordnung, so werden bei gewerblich oder industriell genutzten 
Grundstücken je vollendete 3,50 m und bei allen in anderer Weise 
baulich genutzten Grundstücken je vollendete 2,20 m Höhe des 
Bauwerks (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss gerechnet.

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0 und 
erhöht sich je weiteres Vollgeschoss um 0,25.

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt  jeweils bezogen auf die in § 5 
Abs. 3 bestimmten Flächen  bei Grundstücken,

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungs-
planes liegen (§ 5 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2),

 a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl 
der Vollgeschosse;

 b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse 
die Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt ist, in Kern-, 
Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i.S. von § 11 
Abs. 3 BauNVO, die durch 3,5 und in allen anderen Bau-
gebieten die durch 2,2 geteilte höchstzulässige Gebäude-
höhe, wobei bei Bruchzahlen bis 0,49 abgerundet und bei 
Bruchzahlen ab 0,5 auf ganze Zahlen aufgerundet wird;

 c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Höhe der baulichen Anlagen sondern 
nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 
geteilte höchstzulässige Baumassenzahl, wobei bei einer 
Bruchzahl bis 0,49 abgerundet und bei einer Bruchzahl ab 
0,5 auf ganze Zahlen aufgerundet wird;

 d) auf denen nur Garagen, Stellplätze oder eine Tiefgaragen-
anlage errichtet werden dürfen, die Zahl von einem Vollge-
schoss je Nutzungsebene;

 e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Be-
bauung festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss;

 f) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Be-
bauung festgesetzt ist, die Zahl von zwei Vollgeschossen;

 g) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Voll-
geschosse noch die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die 
Baumassenzahl bestimmt ist, der in der näheren Umge-
bung überwiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vor-
handene (§ 34 BauGB) Berechnungswert nach lit. a) - c);

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 lit. a) bzw. 
lit. d) g) oder die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Bau-
massenzahl nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c) überschritten wird, die 
tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich 
nach der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Be-
rechnungswerte nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c);

3. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teil-
weise innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
liegen (§ 5 Abs. 3 Nr. 3 bis Nr. 5), wenn sie

 a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen 
Vollgeschosse,

 b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung 
überwiegend vorhandenen Vollgeschosse.

(4) Der sich aus Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 ergebende Nut-
zungsfaktor wird vervielfacht mit

1. 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich be-
stehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausge-
wiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a BauNVO), Dorf-
gebietes (§ 5 BauNVO), Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder 
Sondergebietes i.S. von § 10 BauNVO oder ohne ausdrück-
liche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplange-
bietes überwiegend gewerblich oder überwiegend in einer der 
gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z.B. Verwaltungs-, 
Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Berufe) 
genutzt wird;

2. 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich be-
stehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausge-
wiesenen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 
8 BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sonderge-
bietes § 11 BauNVO liegt.

§ 7 
Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung

(1) Für die Flächen nach § 5 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren 
bei Grundstücken, die

1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebau-
ungsplan nicht baulich oder gewerblich sondern nur in ver-
gleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. Friedhöfe, Sport- und 
Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des 
im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden 
 0,5,

2. im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entspre-
chender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in an-
derer Weise nutzbar sind (z.B. landwirtschaftliche Nutzung), 
wenn

 a) sie ohne Bebauung sind, bei
 aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren  

  Wasserflächen 0,0167,
 bb) Nutzung als Grünland, Ackerland
   oder Gartenland 0,0333,
 cc) gewerblicher Nutzung (z.B. Bodenabbau pp.)

 1,0,
 was auch dann gilt, wenn sich auf Teilflächen von ihnen 

Windkraft- oder selbständige Photovoltaikanlagen be-
finden,

 b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung ver-
gleichbaren Weise genutzt werden (z.B. Friedhöfe, Sport- 
und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten, Camping-
plätze ohne Bebauung) 0,5,

 c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen 
einschließlich der auf ihnen im Rahmen der landwirtschaft-
lichen Nutzung betriebene Biogasanlagen oder  landwirt-
schaftliche Nebengebäude (z.B. Feldscheunen) vorhan-
den sind, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der 
Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflä-
chenzahl 0,2 ergibt, 1,0 
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes wei-
tere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restflä-
che gilt lit. a),

 d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung 
besteht, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der 
Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflä-
chenzahl 0,2 ergibt, 1,0 
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes wei-
tere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restflä-
che gilt lit. b),

 e) auf ihnen außerhalb von landwirtschaftlichen Hofstellen 
Biogasanlagen gewerblich betrieben werden, für eine 
Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche der 
Einrichtungen der Biogasanlage geteilt durch die Grund-
flächenzahl 0,2 ergibt, 1,5 
für die Restfläche gilt lit. a),
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 f) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, 
die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten 
geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt, 1,5 
mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes wei-
tere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restflä-
che gilt lit. a),

 g) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung 
nach § 35 Abs. 6 BauGB liegen, für die von der Satzung 
erfassten Teilflächen
 aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder 

  Gewerbebetrieben dienen, 1,5, 
  mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und 
  jedes weitere tatsächlich vorhandene

   Vollgeschoss,
 bb) mit sonstigen Baulichkeiten 1,0 

  mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und 
  jedes weitere tatsächlich vorhanden

   Vollgeschoss,
 cc) ohne Bebauung 1,0 

  für die Restfläche gilt lit. a).

(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 6 
Abs. 1.

§ 8 
Aufwandsspaltung

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Straßen-
baubeitrag selbständig erhoben werden für

1. die Kosten des Grunderwerbs der öffentlichen Einrichtung,

2. die Kosten der Freilegung für die Durchführung der Baumaß-
nahme,

3. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung 
der Fahrbahn,

4. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung 
der Radwege oder eines von ihnen,

5. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung 
der Gehwege oder eines von ihnen,

6. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung 
kombinierter Rad- und Gehwege oder eines von ihnen,

7. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung 
der Oberflächenentwässerung der öffentlichen Einrichtung,

8. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung 
der Beleuchtungseinrichtungen der öffentlichen Einrichtung,

9. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung 
der Parkflächen,

10. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung 
des Straßenbegleitgrüns.

§ 9 
Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitrags-
fähigen Maßnahme.

(2) In den Fällen einer Aufwandsspaltung entsteht die Beitrags-
pflicht mit der Beendigung der Teilmaßnahme, frühestens je-
doch mit dem Ausspruch der Aufwandsspaltung.

(3) Bei der Abrechnung von selbständig nutzbaren Abschnitten ent-
steht die Beitragspflicht mit der Beendigung der Abschnittsmaß-
nahme, frühestens jedoch mit dem Abschnittsbildungsbeschluss.

(4) Die in Abs. 1 – 3 genannten Maßnahmen sind erst dann be-
endet, wenn die technischen Arbeiten entsprechend dem von 
der Gemeinde aufgestellten Bauprogramm fertiggestellt sind 
und der Aufwand berechenbar ist.

§ 10 
Vorausleistungen

Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Voraus-
leistungen verlangt werden, sobald mit der Durchführung der 
Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit der 
endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vo-
rausleistende nicht beitragspflichtig ist.

§ 11 
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe 
des Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks ist. 
Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist 
anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitrags-
pflichtig.

 Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; 
bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Woh-
nungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Mitei-
gentumsanteil beitragspflichtig.

(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, 
bei Bestehen eines Erbbaurechts auf diesem und im Falle 
von Abs. 1 S. 3 Halbsatz 2 auf dem Wohnungs- oder Teilei-
gentum.

§ 12 
Beitragsbescheid

Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragspflichtigen entfällt, 
wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt.

§ 13 
Fälligkeit

Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Vorauslei-
stungen werden einen Monat nach der Bekanntgabe des Be-
scheides fällig.

§ 14 
Ablösung

(1) In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden 
ist, kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden.

(2) Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die 
Ausmaßnahme i.S. von § 1 entstehende Ausbauaufwands 
anhand von bereits vorliegenden Unternehmerrechnungen 
und im übrigen nach dem Ausschreibungsergebnis sowie 
den Kosten für den Ausbau von Teileinrichtungen bei ver-
gleichbaren öffentlichen Einrichtungen zu ermitteln und 
nach Maßgabe der §§ 4 bis 7 auf die Grundstücke zu ver-
teilen, von denen aus die Möglichkeit der Inanspruchnah-
me der betreffenden öffentlichen Einrichtung besteht.

(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitrags-
pflicht endgültig abgegolten.

§ 15 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 23. Oktober 2007 au-
ßer Kraft.

Wriedel, den 7. März 2016

gez. Werner harneit    - Siegel -
Bürgermeister


